
GPK-Wahlen in den Gemeinden: Wahlunterlagen versandt 
Urnengänge, die kaum jemanden interessieren: Am 2. Juli finden in zehn Gemeinden die Wahlen für die Geschäftsprüfungskommission statt.  

Die Wahlen auf Gemeindeebene 
sind noch nicht durch: Nach den 
Gemeinderats- und Vorsteher-
wahlen im März sind am 2. Juli 
die Stimmbürger aufgerufen, die 
Geschäftsprüfungskommission 
(GPK) ihrer Gemeinde zu wäh-
len. Die Wahlunterlagen sollten 
heute an die Haushalte versandt 
werden. Einzige Ausnahme: In 
der Gemeinde Planken wird die 
GPK-Wahl erst am 27. August 
durchgeführt – gemeinsam mit 
der Abstimmung über das neue 
Gasthausprojekt. 

Den Geschäftsprüfungs-
kommissionen kommt eine 
wichtige Rolle als Kontrollorga-
ne zu. Sie prüfen die Buchhal-
tung der jeweiligen Gemeinde 
und schauen der Gemeindever-
waltung auf die Finger, ob alle 
Vorgänge mit den Gesetzen und 
Verordnungen übereinstimmen.  
Dennoch ist das Interesse der 
Stimmbürger an den alle vier 
Jahre stattfindenden GPK-Wah-
len gering: 2019 lag die Wahl-
beteiligung in den meisten  
Gemeinden zwischen 40 und 
50 Prozent. 

Wahl des Kontrollorgans für 
Bürger wenig interessant 
Wie ist es zu erklären, dass das 
Interesse daran, wer in den Ge-
schäftsprüfungskommissionen 
sitzt, derart gering ist? Thomas 
Milic, Politologe am Liechten-

stein-Institut, verweist auf An-
frage darauf, dass den Ge-
schäftsprüfungskommissionen   
in erster Linie Prüfungs- und 
Kontrollfunktionen zukommen, 
sie leiten nicht die Geschicke ei-
ner Gemeinde. Und «die Wahl 
eines Kontrollorgans elektrisiert 
die Bürger und Bürgerinnen 
grundsätzlich weniger als etwa 
die Wahl eines Exekutivmit-
glieds», so Milics Erklärung. 

Ob eine derart tiefe Wahl-
beteiligung, wie sie 2019 bei 
den GPK-Wahlen zu beobach-
ten war, bedenklich ist, ist für 
den Politologen schwer zu be-
antworten: «Es gibt keinen ir-
gendwie festgelegten oder  
allseits akzeptierten ‹Schwel-
lenwert›, ab welchem Wahlre-
sultate nicht mehr als legitim zu 
betrachten sind.» Klar ist: Je  
höher die Beteiligung ist, desto 
besser. Doch auch wenn eine 
Wahlbeteiligung von 45 bis  
50 Prozent für Liechtensteiner 
Verhältnisse tief ist, gilt in an-
deren Staaten eine solche Quo-
te als «völlig normal». 

Argumente für und  
gegen «stille Wahl» 
Seit 2015 sind in jeder Gemein-
de drei Mitglieder für Ge-
schäftsprüfungskommission zu 
wählen. Häufig kommt es  
allerdings vor, dass sich auch 
nicht mehr als drei Kandidaten 

für die GPK-Wahl aufstellen 
lassen. In der Vergangenheit 
wurde bereits vorgeschlagen, 
ob in solchen Fällen nicht auf 
den Urnengang der Stimmbür-
ger verzichtet wird und statt-
dessen sogenannte «stille Wah-
len» durchgeführt werden. Das 
heisst: Die Kandidaten wären 
automatisch gewählt.  

Für den Politologen am 
Liechtenstein-Institut gibt es so-
wohl Gründe die für als auch ge-
gen «stille Wahlen» sprechen. 
Auf der einen Seite sind Wahlen, 

bei denen gleich viele Kandida-
ten antreten wie es Sitze gibt, 
«natürlich nicht sonderlich pri-
ckelnd», so Milic. «Unter Um-
ständen verärgert man die 
Wahlberechtigten sogar ein 
Stück weit, wenn man sie zu ei-
ner Wahl auffordert, bei welcher 
die Gewählten im Prinzip schon 
im Voraus feststehen.» Anderer-
seits werde mit regulären Volks-
wahlen Transparenz geschaffen. 
Die Wahlberechtigten wissen, 
wer antritt, und sie können ihre 
allfällige Opposition zumindest 

mit Leerstimmen zum Ausdruck 
bringen. Bei «stillen Wahlen» 
bestehe hingegen das Risiko,  
dass die Bürger den Verdacht 
hegen, die Parteien hätten vorab 
«ein Päckli geschnürt». 

7600 Franken für 
eine GPK-Wahl 
Klar ist: Mit «stillen Wahlen»  
könnte man sich auch die 
Kosten einer Volkswahl in jenen 
Fällen sparen, bei denen auf-
grund der geringen Kandidaten-
zahl ohnehin klar ist, wer künftig 

in der GPK sitzt. Was eine GPK-
Wahl kostet, hat die Regierung 
2019 am Beispiel der Gemeinde 
Triesenberg aufgezeigt: Gemäss 
Gemeindeschätzung entstanden 
dort Kosten von insgesamt  
7600 Franken. In der Vergan-
genheit kam es immer wieder 
vor, dass bei den GPK-Wahlen 
noch ein zweiter Wahlgang 
durchgeführt werden musste, 
weil die Kandidaten der kleinen 
Parteien FL und DpL am Grund-
mandatserfordernis scheiterten. 
Doch 2020 wurde diese Erfor-
dernis abgeschafft, womit künf-
tig solche Extrarunden nicht 
mehr notwendig sein sollten. 

«Selbstkontrolle  
funktioniert nicht gut» 
Manch einer mag sich fragen, 
weshalb die Geschäftsprüfungs-
kommissionen der Gemeinden 
überhaupt direkt von den 
Stimmbürgern gewählt werden 
müssen. Könnte nicht einfach 
der Gemeinderat die Kommis-
sion wählen? Milic erklärt, dass 
eine derartige Bestellung der 
GPK mit Blick auf die Gewal-
tenteilung problematisch ist. 
Denn es ist die Aufgabe der 
GPK, die Geschäfte der Ge-
meinde – und damit des Ge-
meinderats – zu kontrollieren. 
Und «Selbstkontrolle funktio-
niert erfahrungsgemäss nicht 
sonderlich gut». (equ) 

Tiefe Beteiligung für Liechtensteiner Verhältnisse: 2019 lag die Wahlbeteiligung bei den GPK-Wahlen in 
den meisten Gemeinden im Bereich von 40 bis 50 Prozent. Bild: Keystone

«Von Wissentlichkeit kann keine Rede sein» 
Der ehemalige Mitarbeiter der Landespolizei war sich bis zuletzt keiner Schuld bewusst. Doch die Pflichtverletzungen waren offenkundig.  

Julia Kaufmann 
 
Im gestrigen zweiten Verfah-
rensgang gegen den ehemaligen 
Beamten der Landespolizei we-
gen des Missbrauchs der Amts-
gewalt knüpfte der Senat des 
Kriminalgerichts an die bisheri-
gen Verfahrensergebnisse an. 
Diese hatten mit der Schlussver-
handlung im Juli 2022 bereits 
zum Vorschein gebracht, dass 
der Liechtensteiner auf objekti-
ver Tatseite tatsächlich fehlbar 
gehandelt hatte. Um Aufschluss 
darüber zu geben, ob auch die 
subjektive Tatseite erfüllt war – 
sprich, dass er auch wissentlich 
seine Pflichten verletzt hatte – 
wurde gestern ein Zeuge gela-
den, der bislang noch nicht am 
Verfahren beteiligt war: Ein Po-
lizeijurist, der Schulungen mit 
dem Personal der Landespolizei 
durchführt. Dieser war es 
schliesslich auch, der mit seinen 
Aussagen die stichhaltigen Be-
weise lieferte, mit denen die 
Wissentlichkeit des Angeklagten 
nachgewiesen und ein Schuld-
spruch gefällt werden konnte.  

«Alarmglocken müssen bei 
jedem Disponenten läuten» 
Zum Hintergrund: Im Septem-
ber 2019 war bei der Landesnot-
ruf- und Einsatzzentrale ein An-
ruf eingegangen, weil einem 
jungen Mann von einem Unbe-
kannten ein Faustschlag ver-
passt wurde. Die Lippe sprang 
und ein Zahn wurde gespalten. 
Das Opfer und seine Kollegen 
verliessen den Club und ver-

ständigten die Landespolizei. 
Der Angeklagte nahm den An-
ruf entgegen, doch statt eine Pa-
trouille zu entsenden, riet er den 
Anrufern – an der Zahl waren es 
drei – sich ins Spital zu begeben. 
Der Ex-Beamte verweigerte ih-
nen das Aufnehmen einer An-
zeige und betonte, dass das Op-
fer diese an Werktagen zu den 
Schalteröffnungszeiten erstatten 
könne. Ein Einsatzdatenblatt 
über den Vorfall ist im Einsatz-
leitrechner nicht erfasst. Der 
Angeklagte behauptete stets, 
seiner Dokumentationspflicht 
nachgekommen zu sein. Das 
Fehlen des Dokuments erklärte 
er sich damit, dass es häufig 
technische Probleme gegeben 

habe. Ebenso blieb er bis zuletzt 
bei seiner Aussage, dass es mehr 
als die drei Anrufe waren, von 
denen Aufzeichnungen existie-
ren. Dies sei ein Beweis dafür, 
dass der Ex-Beamte den ersten 
Anrufer sehr wohl nach den per-
sönlichen Daten befragt habe, 
um diese im Einsatzdatenblatt 
zu vermerken. Gestern spielte 
der Angeklagte dem Senat aus-
serdem eine Tonaufnahme und 
ein Video ab, die seine Aussage 
bezüglich der fehlbaren Technik 
untermauern sollten. Die Tech-
nik hat laut dem Angeklagten 
auch dann versagt, als sich der 
zweite Vorfall ereignete: Im Fe-
bruar 2021 wählte eine Frau die 
Geschäftsnummer der Landes-

polizei, nachdem der Bezie-
hungsstreit eskalierte und sie 
von ihrem Ex-Freund geschla-
gen wurde. Zwei Anrufe blieben 
unbeantwortet. Erst beim drit-
ten Anlauf nahm der ehemalige 
Disponent den Hörer ab. Er be-
hauptete, dass die Lautsprecher 
in jener Nacht nicht funktionier-
ten und er das Klingeln deshalb 
nicht hören konnte. Auch der 
Frau riet er, die Wohnung zu ver-
lassen und das Spital aufzusu-
chen – ihrer mehrmaligen Bitte, 
eine Patrouille zur Unterstüt-
zung zu schicken, kam der Ex-
Polizist anfänglich nicht nach.  

Während ehemalige Kolle-
gen des Angeklagten aus der 
Landesnotruf- und Einsatzzen-

trale im Zeugenstand gestern 
abermals erklärten, dass sie ähn-
lich wie der Ex-Beamte 
gehandelt hätten und jeder Fall 
«individuell» zu beurteilen sei, 
hatte der Polizeijurist eine andere 
Haltung: «Sind Gewalt, Waffen 
oder Drohungen im Spiel, müs-
sen bei jedem Disponenten die 
Alarmglocken läuten. Da gibt es 
nichts zu überlegen und kein Er-
messen. Eine Patrouille ist zu 
entsenden.» Dies habe er bei den 
Schulungen der Landespolizei-
Mitarbeitenden immer wieder 
betont. Sein Motto laute: «Ent-
senden, entsenden, entsenden!» 
Auch die Dokumentationspflicht 
sei immer wieder Gegenstand 
der Schulungen gewesen, be-
kräftigte der Zeuge. Ausserdem 
belegte er, dass der Angeklagte 
an mehreren dieser Schulungen 
teilgenommen hat und er sich 
auch an mehrere Diskussionen 
mit ihm erinnern könne: «Der 
Angeklagte war der Auffassung, 
dass die strafrechtliche Aufklä-
rung nicht Aufgabe der Landes-
notruf- und Einsatzzentrale ist.»    

Schulungen wiesen auf 
rechtliche Erwartungen hin 
«Das Tatbild des Amtsmiss-
brauchs ist nach Meinung des 
Obergerichts erfüllt, aber die 
Wissentlichkeit konnte bislang 
nicht festgestellt werden», 
fasste der Staatsanwalt schliess-
lich zusammen. Doch mit der 
Aussage des Polizeijuristen sei 
dies nun auch geklärt. «Auf-
grund der Schulungen hat der 
Angeklagte gewusst, was die 

rechtlichen Erwartungen sind. 
Ob in anderen Fällen andere 
Disponenten es ebenfalls so ge-
macht haben wie der Angeklag-
te, ist für das Verfahren nicht re-
levant, aber prüfenswert.» Der 
Ex-Beamte habe sich nicht nur 
unprofessionell verhalten, son-
dern auch diverse Pflichten 
mehrfach verletzt. Seine Aussa-
gen seien widersprüchlich und 
der Angeklagte sei auch nicht 
glaubwürdig, wenn er behaupte, 
dass es mehr als die drei Anrufe 
bezüglich der Schlägerei gege-
ben habe. «Es gibt keine Bewei-
se, aber die Aussage des Opfers, 
das von maximal drei Anrufen 
sprach, ist glaubwürdig.»  

Der Verteidiger wiederum 
plädierte dafür, seinem Man-
danten Glauben zu schenken. 
Die ehemaligen Kollegen hät-
ten die technischen Fehler  
bestätigt und in den über  
30 Dienstjahren habe der An-
geklagte ausser in diesen zwei 
Fällen nie Beanstandungen er-
halten und stets vorbildlich 
agiert. «Eine Wissentlichkeit ist 
nicht bewiesen und die Siche-
rung der gesundheitlichen Ver-
sorgung war für ihn immer das 
oberste Ziel. Mit dieser Strate-
gie ist mein Mandant immer 
gut gefahren», monierte der 
Verteidiger. Der Angeklagte 
hatte schliesslich das letzte 
Wort: «Ich finde es nicht fair, 
wie hier mit mir umgegangen 
wird. Ich bin davon überzeugt, 
richtig gehandelt zu haben. Von 
einer Wissentlichkeit kann kei-
ne Rede sein.»

Der ehemalige Polizist machte technische Fehler für unbeantwortete Anrufe verantwortlich.  Bild: Keystone
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